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Glinzendorf, 11. Juli 2018 

 
Information zu bevorstehenden 
             Straßenbaumaßnamen im Ortsgebiet 

 
Sehr geehrte GlinzendorferInnen! 
 

 
Ab 18. Juli 2018 beginnend für ca. drei Wochen führt die Firma Strabag im 
Auftrag der Gemeinde Kanal- und Asphaltierungsarbeiten durch. An folgenden 
Straßenzügen wird gearbeitet: Schwarzeckersiedlung, westlicher Hintausweg 
und Güterweg Richtung Großhofen. 
 
Wir machen darauf aufmerksam, dass die Arbeiten witterungsabhängig sind. Im 
Ortsplan sind die Baustellen ersichtlich (rot markiert). 
 
Die Gemeinde Glinzendorf ist bemüht, die Qualität der Straßen zu verbessern. 
Wir bitten daher um Ihr Verständnis für die bevorstehenden Einschränkungen 
der Befahrbarkeit.  
 

Mit freundlichen Grüßen, 
 

 
 
 

Ihr Bürgermeister 
Andreas Iser 

           

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 GEMEINDE 
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Rasenmähen und Ruhezeiten in der Gemeinde Glinzendorf 

Wann das Rasenmähen oder andere geräuschvolle Tätigkeiten erlaubt sind, 
kann als Angelegenheit der örtlichen Sicherheitspolizei von den Gemeinden 
geregelt werden. 
 
In der Gemeinde Glinzendorf gibt es keine spezielle ortspolizeiliche 
Verordnung. 
 

ACHTUNG 
Auch in Gemeinden, die keine ortspolizeiliche Verordnung erlassen haben, darf 
nicht zu jeder Tages- und Nachtzeit Rasen gemäht werden. 
 
 

Es wird empfohlen, die Ruhezeiten 
von Montag bis Samstag von 22 Uhr bis 6 Uhr morgens  
sowie an Sonn- und Feiertagen von 0 Uhr bis 24 Uhr einzuhalten. 
 
 
 
Wenn Sie sich durch Lärm innerhalb der Ruhezeiten belästigt fühlen, haben Sie 
die Möglichkeit bei der Polizeiinspektion Groß-Enzersdorf die Ruhestörung 
anzuzeigen. Telefonnummer: 059133-3206 
 
Bevor Sie jedoch die Polizei verständigen, empfehlen wir im Sinne einer guten 
Nachbarschaft, den Kontakt mit dem Nachbarn zu suchen. 
 
 
 
 
Impressum: Eigentümer, Herausgeber und Verleger: Gemeinde Glinzendorf; Druck und Redaktion: Gemeinde 
Glinzendorf 
Für den Inhalt verantwortlich: Bgm. Andreas Iser 
Es wird darauf hingewiesen, dass alle Angaben trotz sorgfältiger Bearbeitung ohne Gewähr erfolgen und eine 
Haftung für die Richtigkeit der Angaben ausgeschlossen ist. 

 



Information des Müllverbandes GVU Hohenruppersdorf: 
 
Keine Ausnahmen von der öffentlichen Müllabfuhr ab 1. Februar 2018 

Die Abfallwirtschaftsgebühr ist, so wie Kanalbenützungsgebühr und Grundsteuer, eine verpflichtende 

Abgabe. Grundsätzlich ist nach dem Niederösterreichischen Abfallwirtschaftsgesetz (NÖ AWG 1992) ohne 

Ausnahme jedes bebaute Grundstück im Pflichtbereich der öffentlichen Müllabfuhr betroffen. 

Die bisherige Regelung im G. V. U. hat vorgesehen, dass nach Durchführung eines Ermittlungsverfahrens 

bei Abmeldung innerhalb eines Halbjahres die Abfallbehälter am Ende des jeweiligen Halbjahres abgeholt 

und die Bescheide aufgehoben wurden.  

Niederösterreichisches Abfallwirtschaftsgesetz wurde 2017 geändert  

Der Landtag von Niederösterreich hat am 27. April 2017 eine Änderung des NÖ Abfallwirtschaftsgesetzes 

1992 beschlossen.  

Die Möglichkeit zur Ausnahme von der Pflicht zur Verwendung der Müllbehälter wurde entsprechend 
eingeschränkt. Ausnahmen sind demnach nur mehr dann möglich, wenn sich auf einem Grundstück im 
Pflichtbereich keine Wohngebäude, keine Betriebe, keine Anstalten oder keine sonstigen 
Einrichtungen befinden. 
 

Als Wohngebäude gilt ein baurechtlich bewilligtes und jederzeit nutzbares Gebäude. Voraussetzung für 
das Vorliegen eines Wohngebäudes ist jedoch auch, dass sich dieses tatsächlich zum Wohnen eignet. Ist 
auf Grund der Bausubstanz ein Bewohnen nicht möglich (z.B. Gebäude ist desolat, kein Anschluss an 
Versorgungseinrichtungen wie Strom, Gas, Wasser oder Kanal, usw.), liegt auch mit aufrechter 
Baubewilligung kein Wohngebäude im Sinne des NÖ AWG 1992 vor. 
Unter Anstalten sind Institutionen zu verstehen, die keine Betriebe sind, aber einem bestimmten 
(öffentlichen) Zweck dienen, z.B. Verwaltungseinrichtungen, Schulen, Kindergärten und Internate, 
Gesundheitseinrichtungen wie Krankenhäuser, Pflege-, Pensionisten- und Rehabilitationseinrichtungen, 
Justizanstalten, Kasernen usw. 
Sonstige Einrichtungen sind Institutionen, die weder als Betrieb noch als Anstalt qualifiziert werden 
können, bei welchen aber dennoch Müll anfallen kann, z.B. öffentliche und private Freizeiteinrichtungen wie 
Sportanlagen, Hobbywerkstätten usw. 
 
Vorgangsweise bei bisherigen Ausnahmen 

Die Geltung von Ausnahmebewilligungen gemäß § 11 Abs. 7 nach der alten Rechtslage läuft mit 1. 

Jänner 2019 automatisch aus. Eine Aufhebung ist somit nicht erforderlich. Für diese Grundstücke 

ist mit Bescheid eine Zuteilung entsprechend vorzunehmen. 

Bezüglich der alten Ausnahmefälle hat der G.V.U. daher neue Ermittlungsverfahren zu führen und 

gegebenenfalls eine Zuteilung auszusprechen. Der Umweltverband wird ab Herbst auf jene 

Grundstückseigentümer zukommen, die bisher ausgenommen wurden. 

Vorgangsweise ab Februar 2018 für Ansuchen auf Ausnahme 

Der Vorstand des Gemeindeverbandes hat am 24. Jänner beschlossen, dass bereits ab 1.2.2018 keine 

Ansuchen um Ausnahme mehr bewilligt werden. 

Würden nämlich im 1. Halbjahr 2018 noch Ausnahmen genehmigt werden, würde das bedeuten, dass der 

G.V.U./die Gemeinde im Juli die Abfallbehälter abholen und mit 1.1.2019 wieder hinstellen müsste. 

Aufgrund der anfallenden hohen Kosten würde das ökonomisch keinen Sinn ergeben.  

Öffentliche Müllabfuhr ist eine Infrastrukturaufgabe der Gemeinde 

Der G. V. U. ist  ein öffentlich-rechtlicher Gemeindeverband. 

Die Müllabfuhr ist eine umwelt- und sanitätspolizeiliche Aufgabe, die durch ein Landesgesetz angeordnet 

ist. Der Gemeindeverband ist verpflichtet die Infrastruktur aufrechtzuerhalten. Auch die übrigen Leistungen 

wie Altstoffsammelzentrum, Sperrmüllabfuhr, Problemstoffsammlung, Entsorgung von widerrechtlichen 

Ablagerungen müssen vom G.V.U. im Sinne der Allgemeinheit durchgeführt werden. Auch diese Fixkosten 

sind aus der Abfallwirtschaftsgebühr zu tragen. 

 
 


